
Bundessozialgericht

335.«3..5-BK..ääléä

I m N a m e n d e s V o l k
e 5

In dem Rechtsstreit

Verkündet am '
250Fe'br01966 oo...nntococcuccoecno ...... ooo°o' ..... on.cocuooo

Klägerin und Revisionsklägerin,

Reg° Sekretär,
Schriftführer

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen:
hat der 3° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 25„ Februar 1966 durch

Bundesrichter Dro L a n g k e i t

— Vorsitzender —,
Bundesrichter Dr[) K r e b s und

Bundesrichterin G e y s e r ,
Bundessozialrichter K n i e p m e y e r und

tBundessozialriehter N o t b o h m

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Bremen vom 290 März 1963 wird zu—

rückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten in der Revisionsinstanz nur noch

darüber? ob der bei der Klägerin beschäftigte Beigeladene

in der Zeit vom 10 April 1960 bis 31° Januar 1961 Wegen

Überschreitung der Jahresarbeitsverdienstgrenze (@ 165

Abs° 1 Nr„ 2 der Reichsversicherungsordnung — RVO — i„V„m°

@ 1 Nr° 1 des Zweiten Einkommensgrenzen—Gesetzes vom

270 Juli 1957; BGBl I 1070: 7°920‚— DM) in der Krankenver—

sicherung (KrV) versicherungsfrei war, nachdem die Be— '

klagte nach ihrer Erklärung in der mündlichen Verhandlung

vor dem Senat ihren Bescheidihr die Zeit vom 10 Februar

1961 an aufgehoben hat°

Die Klägerin nimmt für die streitige Zeit Versicherungs—

freiheit an, weil bei der Beurteilung der Versicherungs—

pflicht Ende März 1960 vonffolgenden Bezügen auszugehen
sei:

9 Monate Gehalt von 600,— DK mon° :
504003”DII

"mutmaßliches Gehalt" für die Zeit von
Januar bis März 1961 in Höhe von 675,-
DM mono = 20025‚—DM

Weihnachtsgratifikation,1960 in Höhe
‚zweier Monatsgehälter in Höhe von

600‚— DM abzüglich 100,— DM Freibetrag II

I..
..\ »? '0 It

-
aa

insgesamt ' 80525‚—DM
_.——.=——.....—

In Wirklichkeit seien die tatsächlichen Leistungen noch

höher geweseno Sie habe an den Beigeladenen tatsächlich

gezahlt:
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9 Monate Gehalt in Höhe von 600,- DM mon° 50400‚— DM

Gehalt für die Zeit von Januar bis März
1961 in Höhe von 650,— DM mon°

Weihnachtsgratifikation 1960 in Höhe von
10300,— DM abzüglich 100,— DM Freibetrag =

10950,‘ Dir?.

_.1_°2.9_1__°-—222
insgesamt 80550,- DM

Demgegenüber hat die Beklagte in ihrem Bescheid vom 22° De—

zember 1960 Versicherungspflicht bejaht und Beiträge für die

Zeit vom 10 April 1960 an geltend gemacht° Wider5pruch und

Klage vor dem Sozialgericht (SG) sind erfolglos gebliebeno

Das Landessozialgericht (LSG) hat Versicherungsfreiheit ab

1° Dezember 1961 angenommen und im übrigen die Berufung der

Klägerin zurückgewiesen° Zur Begründung hat es_ausgeführt,

bei Versicherten mit festen Bezügen könnten zukünftige Ge—

haltserhöhungen, auch wenn sie vertraglich zugesichert seien,

erst vom Zeitpunkt der tatsächlichen Gehalteerhähung an be—

rücksichtigt werden° Das gleiche gelte auch für 2ÄL Weihnachts—

gratifikationenc Der noch gültige Erlaß des Reichsarbeits—

ministers vom 6° Januar 1943 (AN 1943 SO 6) regele lediglich

die Anrechnung der Weihnachtsgratifikation auf den Jahres—

arbeitsverdienst nach erfolgter Zahlung, bestimme aber nicht,

daß künftige Weihnachtsgratifikationen, auch soweit sie nach

der Zahlung anzurechnen seien, anders zu behandeln seien als

künftige vertraglich zugesicherte Gehaltserh'o'hungen° Eine

Weihnachtsgratifikation, die in der Zeit vom 25° November bis

24° Dezember gezahlt werde und die weder in einer Tarif—,

Betriebs— oder Dienstordnung noch in einem schriftlichen Ver-

trag festgelegt worden sei, könne nur in dem Umfang auf den

Jahresarbeitsverdienst angerechnet werden, der ein Monatsge—

halt zuzüglich des Freibetrages von 100,— DM übersteige° Eine

volle Anrechnung sei nicht möglich° 1ithin hätten die Bezüge

des Beigeladenen hi gesetzmäßiger Schätzung den Jahresarbeitc—

verdienst erst ab Dezember 1961 überstiegen und damit die Ver—
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sicherungsfreiheit in der Krankenversicherung ausgelöst;
Revision wurde zugelasseno

Die Klägerin hat gegen das Urteil Revision eingelegto

Sie trägt vor, das LSG habe nicht berücksichtigt, daß

das Gehalt des Beigeladenen schon ab 1° Juli 1961 un—
streitig 675‚— DM pro Monat betragen habe und daß er infol—

gedessen schon ab 10 August 1961 nicht mehr versicherunge—

pflichtig sei° Darüber hinaus sei aber mit Rücksicht auf

die 1960 gezahlte Weihnachtsgratifikation von 10300‚— DM

und das ab 10 Januar 1961 gezahlte Gehalt von 650,— D%

die Jahresarbeitsverdienstgrenze jedenfalls schon ah

?: Elä■ä°f'°‘%"gé3?‘wä-_‘ffräääräé°ä°■fé’8?äädäé°e‘?fe38%081—8äze
auch die Weihnachtsgratifikationen berücksichtigt werden

müßten0 Mit ihnen habe auf Grund jahrelanger ent5picchcn—

der Zahlungen gerechnet werden können? auch wenn sie nicht

schriftlich in einer Tarif—, Betriebs— oder Dienstordnung

oder in einem Vertrag festgelegt worden seien° Seit Be—

stehen der Firma (1929) seien in jedem Jahr Weihnachts—
gratifikationen an Betriebsangehörige laufend gezahlt

worden, und zwar auch an den Beigeladenen: dieser habe

im Hinblick auf die Dauer seiner Betriebsangehörigkeit

seit 1957 eine Weihnachtsgratifikation in d0ppelter Höhe

eines Monatsgehaltes erhalteno Entscheidend sei nicht die

Art der Festlegung der Weihnachtsgratifikation, sondern

daß nach der bisherigen Übung mit annähernder Sicherheit

auf eine Zahlung gerechnet werden könne„ Eine solche

Weihnachtsgratifikation, die ein Monatsgehalt übersteige,

müsse ohne Einschränkung auf den Jahresarbeitsverdienst

angerechnet werden°

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSGBremen vom 290 März 1963
insoweit aufzuheben, als die Berufung zurück—

gewiesen ist, sowie unter Aufhebung des Urteils
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des SG Bremen vom 300 April 1962 entsprechend

dem Klagantrag den Bescheid vom 22„ Dezember

1960 idF des Widerspruchsbescheides vom 28° April

1961 und den Widerspruchsbescheid vom 230 Juni 1961

in vollem Umfange aufzuhebeno

Die Beklagte beantragt,

die Revision zur■ckzuweisen, als sie die Aufhebung

der Urteile des LSG und des SG auch hinsichtlich der

Feststellung begehrt, daß der Beigeladene vom 10 April

1960 bis 310 Januar 1961 krankenversicherungspflichtig

waro

Sie trägt vor, durch die Gehaltserhöhung ab 1° Januar 1961

von 650‚— DM habe der Beigeladene unter Berücksichtigung der
" für das Jahr 1961 zu erwartenden Weihnachtsgratifihation mit

Sicherheit die maßgebliche Jahresarbeitsverdienstgrenze über—

schritten, so daß gemäß 5 165 Abs„ 5 RVG nach dem 310 Januar

1961 Versicherungsfreiheit anzunehmen seio

Der Beigeladéne ist im Revisionsverfahren nicht vertretene

II“

Die nach 9 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

statthafte Revision ist zulässig, konnte aber keinen Erfolg

haben°

Nach @ 165 Abs() 1 Nr„ 2 EVO in der hier maßgebenden Fassung
des Zweiten EinkommensgrenzenG sind für den Fall der Krankheit

versichert Angestellte, wenn ihr regelmäßiger Jahresarbeits—

verdienst 7°920,— DM nicht übersteigt() Bei der Anfang April 1960

vorgenommenen Prüfung, ob der Beigeladene im bevorstehenden Jahr

die Versicherungspflichtgrenze überschreitet? war die Entlolnung
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im Wege der Schätzung zu ermitteln, indem den bekannten

Bezügen des laufenden Beitragsmonats das für die jeweils
folgenden elf Monate zu erwartende Einkommen hinzuzu—

schlagen ist (BSG 6, 204, 206)o Da bei einem Gehalt von
600,— DM monatlich allein diese Grenze nicht überschritten

wird, hängt die Entscheidung davon ab, ob die für den

10 Januar 1961 in Aussicht stehende Gehaltserhöhung und

die Weihnachtsgratifikation schon im April 7960 berück—

sichtigt werden können°

% 165 Abs„ 5 BVG stellt auf den Monat ab, in dem die

Überschreitung eintritto Demnach kann eine in Aunsicht

stehende, ja sogar eine fest vereinbarte Gehaltserhöhung

erst von dem Monat an berücksichtigt werden, in dem sie

auch zusteht‚ nicht jedoch schon vorher° Wie das Reichs—

versicherungsamt (BVA) in der Grundsätzlichen Entschei—

dung Nr„ 2047 (AN 1915, 582) ausgesprochen hat, sind
Änderungen in den Lohnverhältnissen erst dann zu beazhten,

wenn sie tatsächlich eintreten; dadurch würden Unsicher—

heiten und Unklarheiten bei Feststellung der Versiche—

rungspflicht der mit festem Gehalt angestellten Personen

vermiedeno Unter diesen Umständen kann die dem Beige—

ladenen zum 10 Januar 1961 angesagte Gehaltserhöhung erst

vom Ablauf des Monats an, in dem sie erstmals gewährt
_

wurde, d„h„ vom 10 Februar 1961 an, berücksichtigt werdeno

Für die Frage, ob und in welchem Umfang die Weihnachts—

gratifikation zu berücksichtigen ist, ist der Erlaß des

Reichsarbeitsministers vom 6° Januar 1943 (AN 1943? 6)

maßgebend, von dessen Fortgeltung auszugehen ist (ESG 6,

204, 207 ff)(} Hiernach werden für die Jahresarbeitaverdiea

grenze in der Kranken— und Angestelltenversicherung nicht

angerechnet Weihnachtsgratifikationen‚ die in der Zeit vom
25° November bis 240 Dezember gewährt werden und nicht in

einer Tarif—, Betriebs- oder Dienstor nung oder in einem
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“schriftlichen Vertrag festgelegt sind, soweit sie das Gehalt

oder den Lohn für einen Monat nicht übersteigeno Im vorlie—

genden Fall handelt es sich um eine Weihnachtsgratifikation,

die zwar nicht in einer Tarif—, Betriebs— oder Dienstordnung

oder in einem schriftlichen Vertrag festgelegt ist, die aber

zwei Monatsgehälter beträgt° Aus dem Wortlaut des Erlasses

ergibt sieh, daß auf alle Fälle der Betrag eines Monatsge—

halte oder Monatslohns nicht anzureehnen ist° Es heißt aus—

drücklich: "ggyeit" — und nicht "wenn" — " sie das Gehalt
oder den Lohn für einen Monat nicht übersteigen" (vgl„‘B8G

6, 204, 212)@

Aus dem genannten Erlaß kann aber andererseits nicht ge—

schlossen werden, daß eine Weihnachtsgratifikation,soweit sie

ein Monatsgehalt oder einen Monatslohn übersteigt, in jedem

Fall auf den Jahresarbeitsverdienst anzurechnen ist° Der Er—

laß beschränkt sich darauf festzulegen, was nicht anzureehren

ist„ Er enthält keine Regelung darüber, unter welchen Voraus—

setzungen Weihnaehtsgratifikationen bei der Ermittlung des Jahres»

arbeitsverdienstes zu berücksichtigen sind° Vielmehr läßt er

insoweit die bisherige Regelung bestehen, Gratifikationen sind

demnach mit der oben genannten Einschränkung nur soweit anzu—

reehnen, als dies nach den allgemein für den Jahresarbeitsver—

dienst geltenden Grundsätzen zulässig ist„ Hierzu hat bereits

35 RVA in seiner Grundsätzlichen Entscheidung Nro 2887 (AN 1916,

534) ausgesprochen, daß grundsätzlich bei der Prüfung, ob die
Jahresarbeitsverdienstgrenze überschritten wird, von dem ver—

tragsmäßig zustehenden Monatsgehalt ausgegangen werden müsse und

' dies mit zwölf zu vervielfälügen sei„ Ausgehend von dem Gedanken,

daß der Jahresarbeitsverdienst als eine dem Versicherten "an—

haltende und jeden Augenblick feststellbare Eigenschaft" er—
'scheine, sei aber eine auch im Betrieb übliche Jahresgratii■ntion

insoweit zu berücksichtigen, als mit hinreichender Sicherheit

mit ihr gerechnet werden könne° Dieser Auffassung schließt sich
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der Senat an° Bei der Prüfung des voraussichtlichen Jahres-

arbeitsverdienstes ist maßgebend9 womit der Versicherte

‘rechnen kann° Nur wenn schon im voraus feststeht, ob und

in welcher Höhe der Versicherte eine Weihnachtsgratifikation

erhält, ist die Berücksichtigung der Weihnachtsgratifikation

bei der Ermittlung des Jahresarbeitsverdienstes und den

sich uoU° daraus für den Versicherten ergebenden Folgen

gerechtfertigto Damit wird dieser auch in die Lage ver—

setzt, notfalls in anderer Form für seine Siche1ung. im

Krankheitsfalle zu sorgen° Bei der hier anzustellenden

Berechnung muß allerdings jeweils von der bisherigen

Weihnachtsgratifikation ausgegan en werden? nicht aber von.

der — möglicherweise höheren — zukünftigen, weil nur die

Weihnachtsgratifikation berücksichtigt werden kann, die

auf Grund der bisherigen Übung im Betriebe eine hin—

reichende 5icherheit für ihre künftige Gewährung ver—

bürgt°

Im vorliegenden Fall wurden nach den Feststellungen des

LSG Weihnachtsgratifikationen mindestens seit 1957 ge—

zahlt, und zwar jeweils in Höhe von zwei Monatsgehältern°

Davon muß in der Prüfung ausgegangen werden, ob in dem am
15 April 1960 beginnenden Jahr die Jahresarbeitsvcrdienst—

grenze überschritten isto Dies ist nicht der Fall? wie

folgende Berechnung zeigt:

12 x 600‚— DM = 70200‚— DM

zuzüglich Weihnachtsgratifikation
(1°2oo‚_ DM abzüglich eines Betrages
von 600,— DM gemäß Erlaß VC 60 Januar
1943) = _.599J:_Plé

7°80c,— DM‘
..-——..——._——

Vom 10 Januar 1961 hat sich das Gehalt des Klägers auf

650,— DM monatlich erh'Äht° Bei der neu anzustellenden

vorausschauenden Prüfung ergibt sich nunmehr die nach-

stehende Berechnung:
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12 x 650‚— DM
_

= 79800,— DM

hinzu 600,— DM Weihnachtsgrati—
fikation (10200,— DM abzüglich
eines monatlichen Betrags von
600,— DM) : __éggiz_yg

804-009“ DN[

Damit ist die Jahresarbeitsverdienstgrenze von 7092o‚- DM

überschritteno Seit 10 Februar 1961 (Vgl° @ 165 Abso 5
EVO) ist somit der Beigeladene in der KrV versicherunge—

frei, was die beklagte Krankenkasse bereits durch ent—

sprechende Beschränkung ihrer Eeitragsforderung berück—

sichtigt hat°

Unter diesen Umständen bedarf es keiner Prüfung‚ ob neben

dem Monatsgehalt noch ein steuerfreier Betrag von 100,— DM

gemäß @ 3 Nr\} 17 des Einkommensteuergeeetzes idF vom
27° Dezember 1960 (BGBl I 1077) zusätzlich abzusetzen ist

oder ob dieser Betrag bereits in dem Freibetrag des Monats—

gehalts enthalten isto

Die Revision muß daher mit der Kostenfolge aus 5 193 SGG

zurückgewiesen werdeno
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